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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
17. Wahlperiode

Drucksache 17 / 370 S

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 29. Mai 2009

Verfahren zur Bewilligung der Schulassistenz und der sozialpflegerischen Zusatz-
kräfte

Für eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht ist neben der inklusiven Beschulung
und sonderpädagogischen Förderung auch die individuelle Unterstützung behin-
derter Schülerinnen und Schüler in den Regelschulen durch persönliche Assistenz
und in den Förderzentren durch sozialpflegerische Zusatzkräfte besonders wichtig.

Auf Antrag der Erziehungsberechtigten wird für körperbehinderte Schülerinnen und
Schüler nach einem Gutachten der Spezialsonderschule im Rahmen einer Fallkon-
ferenz der Bedarf an Schulassistenz bestimmt. Nach der „Richtlinie zur Durchfüh-
rung des persönlichen Assistenzprogramms für körperbehinderte Schülerinnen und
Schüler in den allgemeinen Schulen der Stadtgemeinde Bremen“ vom 1. Oktober
2000 entscheidet der Senator für Bildung und Wissenschaft über den Antrag für ein
Schuljahr. Er ist zugleich Widerspruchsbehörde. Unklar bleibt, auf welcher Rechts-
grundlage die Entscheidung erfolgt und in welchem Verhältnis dieser Anspruch zu
dem Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 54 Abs. 1 SGB XII steht, der einen
grundsätzlich subsidiären Rechtsanspruch nicht nur für körperbehinderte Schüler-
innen und Schüler begründet.

Auch wird in der Praxis unklar, welche Unterschiede zu den Aufgabenbereichen der
sozialpflegerischen Zusatzkräfte an den Förderzentren vor allem bei kognitiv be-
einträchtigten oder mehrfachbehinderten Schülerinnen und Schülern besteht. Ob-
wohl hier stärker die unterrichtliche Unterstützung im Vordergrund steht, die für das
Persönliche-Assistenz-Programm  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist,  erscheint  eine
strikte Trennung dieser Aufgabenfelder insbesondere im Zuge einer stärkeren In-
klusion in der Regelschule weder fach- noch sachgerecht. Während die persönliche
Assistenz als individueller Rechtsanspruch ausgestaltet ist, wird nicht deutlich, ob
jetzt oder künftig die Unterstützung durch sozialpflegerischen Zusatzkräfte z. B. nach
§ 35 Bremisches Schulgesetz auch als individueller Anspruch auf Unterstützung und
Förderung geltend gemacht werden kann und ob auch diese Leistung unter den
Rechtsanspruch auf Eingliederungshilfe nach § 54 Abs. 1 SGB XII fällt.

Für eine künftige Neugestaltung eines inklusiven Bildungssystems erscheint eine
Klarstellung dieser Fragen allerdings dringend erforderlich.

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:

1. Wie viele Schülerinnen und Schüler erhielten in den Schuljahren 2005/2006,
2006/2007 und 2007/2008 persönliche Assistenz in der Regelschule? Wurde in
diesem Zeitraum auch persönliche Assistenz für Schülerinnen und Schüler an
Förderschulen bewilligt? Wenn ja, in wie vielen Fällen?

2. Wie viele Stunden wurden in den oben genannten Schuljahren bewilligt? Wie
haben sich die Kosten in diesen Jahren entwickelt?

3. Auf welcher Rechtsgrundlage wurde von der Senatorin für Bildung und Wissen-
schaft persönliche Assistenz in der Schule gewährt z. B. nach § 35 BremSchulG
oder § 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII? Geht den Erziehungsberechtigten ein rechts-
mittelfähiger Bescheid mit Begründung über Umfang und Inhalt der persön-
lichen Assistenz zu? In wie vielen Fällen wurde für die Schuljahre 2005/2006,
2006/2007 und 2007/2008 ein solcher Bescheid erteilt?
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4. Gegen wie viele Bescheide wurde Widerspruch eingelegt? In wie vielen Fällen
wurde eine Abhilfeentscheidung im Sinne der Antragsteller getroffen, und in
wie vielen Fällen ergingen ablehnende oder teilweise ablehnende Widerspruchs-
bescheide in diesen drei Jahren?

5. Sind Klagen gegen die Widerspruchsbescheide in den letzten drei Jahren er-
hoben worden? Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

6. Wenn der Bescheid im Rahmen der Eingliederungshilfe nach § 54 Abs. 1 Nr. 1
SGB XII durch die Senatorin für Bildung und Wissenschaft erteilt worden ist,
inwieweit wurde die örtliche Zuständigkeit des Trägers der Sozialhilfe nach § 4
des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (BremAG
SGB XII) für den Bescheid und die Einschaltung des Widerspruchsausschusses
nach § 4 der Verordnung zur Ausführung des § 4 BremAG SGB XII für den
Widerspruchsbescheid beachtet?

7. Wird künftig eine Entscheidung im Rahmen der Eingliederungshilfe erfolgen
und dann der Rechtsweg vor die Sozialgerichte eröffnet, oder wird eine schul-
gesetzliche Entscheidung bevorzugt, die den Rechtsweg vor die Verwaltungs-
gerichte eröffnet?

8. Wie begründet der Senat die Beschränkung der persönlichen Assistenz auf die
Unterstützung körperbehinderter Schülerinnen und Schüler und den Unterricht
an Regelschulen, und durch welche Rechtsnormen wird dies gestützt?

9. Gibt es einen Rechtsweg für die Erziehungsberechtigten, die Unterstützung ih-
rer Kinder durch sozialpflegerische Zusatzkräfte zu erreichen? Verfolgt der Se-
nat Planungen, dies in Zukunft als Teil des Anspruchs auf sonderpädagogische
Förderung zuzulassen?

10. Wenn es einen solchen Anspruch gibt oder geben wird, auf welcher Rechts-
grundlage  soll  dieser  konstituiert  werden  (z.  B.  §  35  BremSchulG  oder  §  54
Abs. 1 Nr. 1 SGB XII)? Wird den Erziehungsberechtigten ein rechtsmittelfähi-
ger Bescheid mit Begründung über Umfang und Inhalt der sonderpädagogi-
schen Förderung und Unterstützung durch sozialpflegerische Zusatzkräfte oder
andere Hilfen zugehen?

11. Wie soll das Verhältnis von individueller Hilfe und allgemeiner Gestaltung der
unterrichtlichen Förderung behinderter Schülerinnen und Schüler künftig aus-
gestaltet sein?

Horst Frehe, Björn Fecker,
Dr. Matthias Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

D a z u

Antwort des Senats vom 18. August 2009

1. Wie viele Schülerinnen und Schüler erhielten in den Schuljahren 2005/2006,
2006/2007 und 2007/2008 persönliche Assistenz in der Regelschule? Wurde in
diesem Zeitraum auch persönliche Assistenz für Schülerinnen und Schüler an
Förderschulen bewilligt? Wenn ja, in wie vielen Fällen?

In der Regelschule wurden in den Schuljahren 2005/2006 bis 2007/2008 fol-
gende persönliche Assistenzen bewilligt:

Anzahl der Schuljahr Schuljahr Schuljahr
Assistenzen/Zusatzkräfte 2005/2006 2006/2007 2007/2008

Regelschule 89 99 112

Grundsätzlich werden an den Förderzentren keine persönlichen Assistenzen be-
willigt; gleichwohl besteht aufgrund spezifischer Beeinträchtigungsarten die Not-
wendigkeit, sozialpflegerische Zusatzkräfte als zusätzliches Personal für Schü-
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ler/-innen mit extrem eigen- und fremdaggressiven Verhaltensweisen, umfang-
reichem medizinischen Pflegebedarf etc. einzusetzen. Der notwendige perso-
nelle Bedarf wird von den jeweiligen Schulleitungen an die Schulbehörde über-
mittelt, sodass eine gesonderte Antragstellung durch Erziehungsberechtigte nicht
erforderlich  ist.  Die  Ermittlung  des  personellen  Bedarfs  wird  durch  die  enge
fachliche Kooperation der Bildungsbehörde und des schulärztlichen Dienstes
vom Gesundheitsamt Bremen gewährleistet.

2. Wie viele Stunden wurden in den oben genannten Schuljahren bewilligt? Wie
haben sich die Kosten in diesen Jahren entwickelt?

Die Entwicklung von Stunden und Kosten stellt sich wie folgt dar:

Anzahl der Assistenz- Schuljahr Schuljahr Schuljahr
stunden/-kosten/p. a. 2005/2006 2006/2007 2007/2008

Regelschule (persönliche 111 279 Std./ 123 124 Std./ 135 800 Std./
Assistenzen) 2 284 246 ‡ 2 484 377 ‡ 2 763 414 ‡

Förderzentren (sozialpfle- 138 250 Std./ 148 318 Std./ 167 365 Std./
pflegerische Zusatzkräfte) 2 556 103 ‡ 2 757 424 ‡ 3 159 661 ‡

3. Auf welcher Rechtsgrundlage wurde von der Senatorin für Bildung und Wis-
senschaft persönliche Assistenz in der Schule gewährt z. B. nach § 35 BremSchulG
oder § 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII? Geht den Erziehungsberechtigten ein rechtsmit-
telfähiger Bescheid mit Begründung über Umfang und Inhalt der persönlichen
Assistenz zu? In wie vielen Fällen wurde für die Schuljahre 2005/2006, 2006/
2007 und 2007/2008 ein solcher Bescheid erteilt?

Den Antragstellern/Erziehungsberechtigten wird nach Prüfung der Anspruchs-
voraussetzungen ein Bewilligungsbescheid für das betreffende Schuljahr über-
sandt. Rechtsgrundlage hierfür sind die durch den Erlass Nr. 12/2000 geschaffe-
nen Richtlinien zur Durchführung des persönlichen Assistenzprogramms für kör-
perbehinderte Schüler und Schülerinnen in den allgemeinen Schulen der Stadt-
gemeinde Bremen vom 1. Oktober 2000 der Senatorin für Bildung und Wissen-
schaft. Art und Umfang des Assistenzeinsatzes wird nur insoweit mitgeteilt, als
dass es sich um eine Einzel- oder Doppelbetreuung handelt. Eine erforderliche
und mögliche Schulwegbegleitung wird gegebenenfalls gesondert aufgeführt.
Der konkrete Stundeneinsatz hingegen wird nicht dargestellt, da dieser von der
jeweiligen Stundenplangestaltung abhängig ist und häufigen Anpassungen im
Laufe des Schuljahres unterliegt; hier wäre ansonsten mit hohem Verwaltungs-
aufwand eine Vielzahl von Änderungsbescheiden zu erstellen. Die Anzahl der
Bewilligungsbescheide entspricht den Fallzahlen (Regelschule) zu Frage 1.

4. Gegen wie viele Bescheide wurde Widerspruch eingelegt? In wie vielen Fällen
wurde eine Abhilfeentscheidung im Sinne der Antragsteller getroffen, und in
wie vielen Fällen ergingen ablehnende oder teilweise ablehnende Widerspruchs-
bescheide in diesen drei Jahren?

In den drei Schuljahren 2005/2006 bis 2007/2008 wurden im Bereich der Regel-
schulen sieben Ablehnungsbescheide erstellt. In fünf Fällen wurde widerspro-
chen und in den anschließenden Widerspruchsverfahren eine konsensuale Lö-
sung gefunden.

Im Bereich der Förderzentren wurden im genannten Zeitraum vier ablehnende
Bescheide versandt. Da den Antragstellern vermittelt werden konnte, dass der
notwendige zusätzliche Personalbedarf über die Schulleitungen sichergestellt
werden würde (vergleiche Antwort zu Frage 1), war in allen Fällen ein Rechts-
behelfsverfahren entbehrlich.

5. Sind Klagen gegen die Widerspruchsbescheide in den letzten drei Jahren er-
hoben worden? Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

Nein, es sind keine Klagen erhoben worden.

6. Wenn der Bescheid im Rahmen der Eingliederungshilfe nach § 54 Abs. 1 Nr. 1
SGB XII durch die Senatorin für Bildung und Wissenschaft erteilt worden ist,
inwieweit wurde die örtliche Zuständigkeit des Trägers der Sozialhilfe nach § 4
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des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (BremAG
SGB XII) für den Bescheid und die Einschaltung des Widerspruchsausschusses
nach § 4 der Verordnung zur Ausführung des § 4 BremAG SGB XII für den Wi-
derspruchsbescheid beachtet?

Da keine förmlichen Widerspruchsbescheide ergangen sind (vergleiche Antwort
zu Frage 4), waren die formellen Voraussetzungen des sozialrechtlichen Wi-
derspruchsverfahrens nicht zu beachten. Die sachliche Zuständigkeit der Se-
natorin für Bildung und Wissenschaft für die Hilfen der persönlichen Assistenz
ist durch die Vereinbarung mit dem Senator für Frauen, Gesundheit, Jugend,
Soziales und Umweltschutz vom 2. Juni 1999 begründet worden.

7. Wird künftig eine Entscheidung im Rahmen der Eingliederungshilfe erfolgen
und dann der Rechtsweg vor die Sozialgerichte eröffnet, oder wird eine schul-
gesetzliche Entscheidung bevorzugt, die den Rechtsweg vor die Verwaltungs-
gerichte eröffnet?

Der Senat wird weiterhin eine bedarfsgerechte Förderung und Betreuung be-
hinderter Schulkinder sowie den gebotenen Rechtsmittelzugang sicherstellen.

Die Diskussionen zu den schulgesetzlichen Änderungen, insbesondere zur In-
klusion, sind für die Senatorin für Bildung und Wissenschaft Anlass, die persön-
lichen Hilfen für Behinderte im Rahmen des Schulbesuchs ressortübergreifend
neu zu bewerten.

8. Wie begründet der Senat die Beschränkung der persönlichen Assistenz auf die
Unterstützung körperbehinderter Schülerinnen und Schüler und den Unterricht
an Regelschulen, und durch welche Rechtsnormen wird dies gestützt?

Aufgrund gerichtlicher Entscheidungen Anfang der Neunzigerjahre waren die
Kultusministerien bundesweit aufgefordert, für Schüler/-innen mit einer aus-
schließlich körperlichen Beeinträchtigung die Erreichung auch eines höheren
Schulabschlusses sicherzustellen (Benachteiligungsverbot aus Artikel 3 Abs. 3
Satz 2 GG). Bis dahin konnten diese Schüler/-innen lediglich Sonderschulen für
Körperbehinderte besuchen, an denen maximal ein Hauptschulabschluss zu er-
zielen war. Mit der Bereitstellung einer Schulassistenz war es diesem Schüler-
klientel fortan möglich, alle Regelschularten besuchen zu können, einschließ-
lich der dort zu erzielenden höheren Schulabschlüsse. Diese Form der Unter-
stützung basierte auf der Grundlage der §§ 39, 40 BSHG („Hilfe zu einer ange-
messenen Schulbildung, vor allem im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht und
durch Hilfe zum Besuch weiterführender Schulen, einschließlich der Vorberei-
tung hierzu; die Bestimmungen über die Ermöglichung der Schulbildung im Rah-
men der allgemeinen Schulpflicht bleiben unberührt.“). Die §§ 53 ff. SGB XII
lösten diese Bestimmungen im Jahre 2005 nahezu wortgleich ab.

Mit  der  Vereinbarung  zwischen  der  Sozial-  und  der  Bildungsbehörde  vom
2. Juni 1999 wurde die Durchführung des persönlichen Assistenzprogramms für
körperbehinderte Kinder und Jugendliche auf die Bildungsbehörde als eigene
kommunale Leistung unter der Verantwortung des Bildungsressorts nach Haus-
haltsrecht übertragen. Im Zuge dieser Vereinbarung wurden die Richtlinien zur
Durchführung des persönlichen Assistenzprogramms für körperbehinderte
Schülerinnen und Schüler in den allgemeinen Schulen der Stadtgemeinde Bre-
men vom 1. Oktober 2000 erlassen. Sie bestehen neben dem weitergeltenden,
aber nachrangigen individuellen Anspruch auf Eingliederungshilfe als Sozial-
hilfeleistung.

Die Beschränkung des persönlichen Assistenzprogramms auf körperbehinderte
Kinder verkennt nicht, dass der Behinderungsbegriff einheitlich aus § 2 SGB IX
hervorgeht, von dem neben körperlichen auch geistige und seelische Behinde-
rungen erfasst werden. Allerdings ist der Besuch behinderter Schülerinnen und
Schüler in allgemeinen Schulen in den meisten Fällen nur dann möglich, wenn
die Behinderung auch eine Chance bietet, den Regelbedingungen und Anfor-
derungen der allgemeinen Schule nachzukommen. Dies ist im Fall von Körper-
behinderungen regelmäßig gegeben. Eine angemessene Schulbildung für den
Besuch weiterführender Schulen oder einer Ausbildungsstätte, deren Ausbil-
dungsabschluss dem einer dieser Schulen gleichgestellt ist, muss berücksichti-
gen, dass geistige Behinderungen im Vergleich mit körperlichen Behinderun-
gen von Schülerinnen und Schülern eher nicht zum Besuch einer weiterführen-
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den Schule befähigen. Zu begründen ist dies damit, dass grundsätzlich zu ge-
währleisten ist, dass der jeweilige Bildungsabschluss auch tatsächlich erreicht
werden kann. In der Praxis wurden persönliche Assistenzen aber auch Kindern
und Jugendlichen zur Seite gestellt, deren Behinderungen vordergründig nicht
körperlich begründet waren (z. B. bei Autismus), die aufgrund der Art und Kom-
plexität der Behinderung rechtlich jedoch auch dem Personenkreis des SGB XII
zugeordnet sind.

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen können vorrangig eine angemes-
sene Schulbildung im Rahmen der allgemeinen Schule beanspruchen; der Rück-
griff auf die Beschulung durch ein geeignetes Förderzentrum erfolgte nur dann,
wenn eine Teilnahme am Unterricht der allgemeinen Schule nicht möglich war
oder durch ihn keine hinreichende Förderung erzielt werden konnte. Bereits vor
der Schulgesetznovellierung kam im Vorrang der Regelbeschulung der Inte-
grationsgedanke des Benachteiligungsverbots besonders zum Ausdruck.

9. Gibt es einen Rechtsweg für die Erziehungsberechtigten, die Unterstützung ih-
rer Kinder durch sozialpflegerische Zusatzkräfte zu erreichen? Verfolgt der Se-
nat Planungen, dies in Zukunft als Teil des Anspruchs auf sonderpädagogische
Förderung zuzulassen?

Ein Individualanspruch auf eine sozialpflegerische Zusatzkraft existiert nicht.
Die Unterstützung der Kinder erfolgt bedarfsgerecht durch strukturell einge-
bundene sozialpflegerische Zusatzkräfte, die in den Förderzentren grundsätz-
lich für alle Kinder einer Klasse zur Verfügung stehen.

10. Wenn es einen solchen Anspruch gibt oder geben wird, auf welcher Rechts-
grundlage soll dieser konstituiert werden (z. B. § 35 BremSchulG oder § 54 Abs. 1
Nr. 1 SGB XII)? Wird den Erziehungsberechtigten ein rechtsmittelfähiger Be-
scheid mit Begründung über Umfang und Inhalt der sonderpädagogischen För-
derung und Unterstützung durch sozialpflegerische Zusatzkräfte oder andere
Hilfen zugehen?

Ein zukünftiger individueller Anspruch auf den Einsatz einer sozialpflegerischen
Zusatzkraft ist nicht geplant. Im Verfahren zur Bewilligung einer persönlichen
Assistenz werden wie bisher Bescheide erstellt, für die der Rechtsweg eröffnet
ist.

11. Wie soll das Verhältnis von individueller Hilfe und allgemeiner Gestaltung der
unterrichtlichen Förderung behinderter Schülerinnen und Schüler künftig aus-
gestaltet sein?

Mit dem neuen Bremischen Schulgesetz besteht der Auftrag, sowohl ein Zen-
trum für unterstützende Pädagogik als auch ein regionales Beratungs- und Un-
terstützungszentrum einzurichten. Von dort werden zukünftig individuelle Be-
ratung, Betreuung und Unterstützung der Erziehungsberechtigten sowie der
Schulen gewährleistet. Die Überlegungen zur inhaltlichen Ausgestaltung befin-
den sich allerdings noch im Planungsstadium, sodass eine konkrete Aussage
noch nicht getroffen werden kann.
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